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Der DGB NRW bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme. 
Wir begrüßen die Initiative die Anwärtersonderzuschläge per Gesetz 

zu regeln. Hierdurch wird die seit langer Zeit notwendige rechtliche 
Sicherheit geschaffen, die für dieses wichtige personalpolitische In-

strument notwendig ist. Der DGB gibt ergänzend den Hinweis, dass 
sich die Stellungnahme ebenfalls auf die Bewerber*innen beim lan-

deseigenen Institut der Feuerwehr bezieht und es für diese eine 
gleichwertige Regelung braucht.  

 
 

A. Allgemeine Anmerkungen 
Der Anwärtersonderzuschlag ist ein zentrales Instrument zur Perso-
nalgewinnung im öffentlichen Dienst – insbesondere dort, wo Nach-

wuchs dringend gebraucht wird. Im Bereich der Feuerwehren hat 
sich der Zuschlag als wirkungsvolles Mittel etabliert, um junge Men-
schen für die anspruchsvolle Ausbildung zu gewinnen und dem zu-
nehmenden Bewerbermangel entgegenzuwirken. 

 
Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels, einer hohen kör-

perlichen Belastung im Berufsbild und einer starken Konkurrenz mit 
anderen sicherheitsrelevanten Berufen (z. B. Polizei oder Rettungs-

dienst) bietet der Sonderzuschlag einen gezielten finanziellen Anreiz, 

der auch die Attraktivität des öffentlichen Dienstes insgesamt stärkt. 

 
Vereinheitlichung als Chance zur Bürokratievermeidung und zur Er-

reichung aller benötigter Zielgruppen 

 

Die derzeitige Differenzierung in der Gewährung des Zuschlags – et-
wa zwischen verschiedenen Laufbahngruppen oder zwischen klassi-
scher Ausbildung und Stufenausbildung gemäß StufAVO-Feu NRW – 

führt zu Unklarheiten und einem erhöhten Verwaltungsaufwand. Ei-

ne einheitliche Regelung für alle Feuerwehranwärter*innen, unab-

hängig von der Ausbildungsform, würde nicht nur dem Gleichbe-
handlungsgrundsatz gerecht, sondern auch Verwaltungsprozesse er-

heblich vereinfachen. Die reale Situation zeigt: In allen Laufbahnen 

und Funktionen wird Nachwuchs händeringend gesucht. 

 
Gerade im Hinblick auf die Stufenausbildung, die gezielt Personen 
mit schulischem Abschluss oder nicht abgeschlossener Berufsausbil-

dung bzw. Studium anspricht, ist eine Gleichbehandlung essenziell. 

Sie ist ein zentrales Instrument zur Erschließung neuer Zielgruppen – 
insbesondere junger Menschen ohne klassischen Berufsabschluss – 
und somit elementarer Bestandteil der Fachkräftesicherung. Eine 
Benachteiligung beim Anwärtersonderzuschlag läuft der politischen 

Zielsetzung zur Stärkung alternativer Ausbildungswege zuwider. 
 

Der Zuschlag sollte deshalb bereits zu Beginn der Stufenausbildung 
gezahlt werden. Schon in der handwerklichen Grundausbildung er-



DGB-Stellungnahme zum Anwärtersonderzuschlagsgesetz für den feuerwehrtechni-

schen Dienst 

Seite 2 von 4 

 

werben die Auszubildenden feuerwehrrelevante Kompetenzen – et-
wa in Metallbearbeitung, Schweißen oder technischer Mechanik –, 

die für den späteren Einsatzdienst von zentraler Bedeutung sind. Ei-
ne gestufte Zahlung vermittelt eine Zwei-Klassen-Ausbildung und 

schwächt die Attraktivität dieses wichtigen Einstiegswegs. Wer Fach-
kräfte gewinnen will, muss frühzeitig unterstützen – nicht erst im 

zweiten Teil. 
 

Gleiches gilt für den Ort der Ausbildung: Um eine Ungleichbehand-
lung zu vermeiden, sollte das Gesetz klarstellen, dass auch Feuer-

wehranwärter*innen, die zentral am IdF NRW ausgebildet werden, 
oder Teile ihrer Ausbildung dort absolvieren, Anspruch auf den An-
wärtersonderzuschlag haben.“ 

 
Eine einheitliche Regelung würde nicht nur die Verwaltungspraxis in 
den Kommunen entlasten, sondern auch die Wahrnehmung unter-
schiedlicher Einstiegswege in den feuerwehrtechnischen Dienst stär-

ken. Sie sendet ein klares Signal an potenzielle Bewerber*innen: Alle, 
die sich für eine Laufbahn im Feuerwehrdienst entscheiden – unab-

hängig vom gewählten Einstieg –, erfahren gleiche Wertschätzung 
und erhalten die nötige Unterstützung. 

 

 

B. Anmerkungen zum Gesetzentwurf 
 

Im Hinblick auf den Inhalt des Gesetzes lautet unsere Positionierung 

wie folgt:  

 
Zu §1 Abs. 1 AnwSoZG Feu (Höhe des Zuschlages):  
Eine Festsetzung der Höhe der Zulage auf „höchstens“ 90 Prozent für 

die jeweiligen Laufbahngruppen halten wir angesichts des aktuell 

vorherrschenden Personalmangels und der sich verschärfenden 

Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt für nicht sachgerecht. Ziel des Ge-
setzes ist es, qualifizierte Bewerber*innen zu finden, die erfolgreich 

ein Studium absolviert oder bereits eine relevante Berufsausbildung 

erfolgreich abgeschlossen haben und zudem erste Schritte in der Be-

rufswelt gegangen sind. Gerade diese Bewerbergruppe bringt wert-
volle Vorerfahrung mit und erwartet nachvollziehbare, transparente 
Anreize, die ihrer Qualifikation gerecht werden. Zusätzlich bietet eine 

einheitliche und verlässliche Ausgestaltung der Zulage auch einen 

Anreiz für jene, die sich über eine Stufenausbildung – etwa nach ei-
nem schulischen Abschluss oder einem abgebrochenen Studium – 
für den feuerwehrtechnischen Dienst entscheiden möchten. 
 

Gerade in Anbetracht der Konkurrenzsituation – also dem Wettbe-
werb um geeignete Fachkräfte zwischen den Gemeinden und Ge-

meindeverbänden untereinander, aber auch zwischen öffentlichem 
Dienst und privatwirtschaftlichen Arbeitgebern mit teils attraktiveren 
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Einstiegsgehältern, schnelleren Vergütungsperspektiven und flexib-
leren Arbeitsbedingungen – halten wir es für geboten, keinen Korri-

dor bei der Zulagenhöhe anzuwenden, sondern die Zulage einheit-
lich für alle Laufbahngruppen bei 90 Prozent des Anwärtergrundbe-

trags LG 1.2 zu regeln. Eine klare Regelung unterstützt dabei nicht 
nur die Personalgewinnung, sondern stärkt auch die Attraktivität al-

ternativer Einstiegswege wie der Stufenausbildung, durch die gezielt 
neue Zielgruppen angesprochen werden können. Sie führt gleichzei-

tig dazu, dass Gemeinden und Gemeindeverbände entlang ihrer un-
terschiedlichen Finanzkraft durch die Zahlung unterschiedlicher Zu-

schlagssätze nicht in Konkurrenz geraten. 
 
Zu §1 Abs. 2 (Feststellung des erheblichen Mangels): 

Die Feststellung eines erheblichen Mangels je Gemeinde oder Ge-
meindeverband stellt aus unserer Sicht eine zu kleinteilige Sichtwei-
se dar und führt im Zweifel zu erhöhtem administrativen Aufwand für 
die Feuerwehren. Die Konstruktion führt außerdem insbesondere für 

kleinere oder strukturschwache Gemeinden zu einem erheblichen 
Verwaltungsaufwand. Gleichzeitig besteht die Gefahr, dass beste-

hender Nachwuchsmangel nicht flächendeckend adressiert wird, 
weil nicht alle Gemeinden in der Lage sind, den beschriebenen An-

tragsprozess konsequent durchzuführen. Das kann ebenfalls zu un-

gleichen Wettbewerbsbedingungen und einer Fragmentierung bei 

der Nachwuchsgewinnung führen.  
Zielführender wäre deshalb eine landesweite Feststellung des Be-

werbermangels. Dies entspricht der realen Situation in den Gemein-

den und Gemeindeverbänden in Nordrhein-Westfalen. Die Feststel-

lung und Prüfung eines erheblichen Mangels sollte „bürokratiearm“ 
geregelt werden. 


